
DER STÄDTEBAU.

3. Abfchnitt. -

Die Ausführung des Stadtplanes. "
I . K a p i t e l.

Die Aufgaben des Staates, der Gemeinde und der Privaten.

Ausgüi9r'ung Mufs fchon beim Entwurf eines Stadtplanes oder Stadterweiterungsplanes eine

vorwiegend beträchtliche Zahl von Dingen berückfichtigt werden, welche weder architektonifcher,

;;Säääz noch überhaupt bautechnifcher Art find, fo tritt bei der Ausführung des Flames

eine noch gröfsere Menge von Fragen und Intereffen auf, welche gegen einander

abzuwägen, mit einander zu verföhnen oder aber zurückzuweifen find. Im Wefent-

lichen entfpringen diefe Intereffen dem Rechte des Eigenthümers und dem Nachbar-

recht, oder fie beziehen fich auf die Pflege der öffentlichen Ordnung, des Verkehres

und der öffentlichen Gefundheit. Die Ausführung eines Stadtplanes ift defshalb

keineswegs alleinige Sache des Bautechnikers; dennoch ift er in erfter Linie der

berufene Leiter, weil das Studium und die Ausübung feines Faches eine eingehendere

Erkenntnifs und Beherrfchung des Gegenf’candes vorbereitet, als irgend eine andere

Berufsart. Dem vorbereiteten Techniker wird die Löfung der Aufgabe nicht fchwer

fallen, fobald ihm für die fchwierigeren Rechts- und Wirthfchaftsfragen die geeigneten

Kräfte zur Seite ftehen, wie es im Staats und Gemeindeleben in reichlichem Mafse

der Fall zu fein pflegt. Es wird de'fshalb zweckmäfsig fein, den Ausführungsfragen

an diefer Stelle zur Belehrung des Technikers näher zu treten.

Träger der Mafsnahmen zur Ausführung der Stadterweiterung if’c zwar vor-

wiegend die Gemeinde; aber auch dem Staate einerfeits und den Privatperfonen

andererfeits find wichtige Aufgaben 'zuzuweifen.

Auägijen Dem Staate liegt die Gefetzgebung ob, welche bezüglich desStädtebaues

des Staates, durchaus nicht als abgefchloffen betrachtet werden kann, ferner die Wahrnehmung

der landespolizeilichen, der Strom- und Feftungs-Intereffen, die gerichtliche und

die Verwaltungs-Rechtspflege, die Abgrenzung und Erweiterung der Gemeinde-

bezirke, endlich die gefetzlich geordnete Aufficht über die Thätigkeit der Gemeinde.

Der Staat ift ferner Bauherr für zahlreiche öffentliche Gebäude und kann unter Um-

ftänden als Verkehrsunternehmer (Eifenbahnen, Wafferwege, Brücken etc.) oder in

[einer Eigenfchaft als Landéigenthümer auch als Stadterweiterungs-Unternehmer auf-

treten, oder als Bauherr zur Errichtung von Wohnungen für feine Beamten und

Arbeiter.   
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Mit den letztgenannten Arten feiner Thätigkeit übernimmt der Staat indefs

eigentlich die Rolle einer Privatperfon und hat die gleichen Pflichten und Rechte

zu beobachten, wie diefe.

Der Gemeinde liegt der Erlafs der ortsitatutarifchen und ortspolizeilichen Be-

‘ fiimrnungen“) ob, ferner die Auff‘tellung und Fef’cftellung des Stadtbauplanes, die

Ausführung der Wafferverforgungs-‚ Entwäfferungs- und Beleuchtungs-Anlagen, die

Herftellung des Strafsenbaues oder wenigf’cens die Beauffichtigung deffelben, die

Sorge für zweckmäfsige Geftaltung der Baugrundf’cücke, die Pflege der öffentlichen

Ordnung, des Verkehres und der öffentlichen Gefundheit, die rechtzeitige Errichtung

der öffentlichen Gebäude und. Gartenanlagen. Unter Umftänden if°c auch die Ge-

meinde felbf’t Stadterweiterungs-Unternehmerin, namentlich bei der Erweiterung von

Fef’cungsftädten (Magdeburg, Strafsburg, Mainz, Köln, Wefel, ]ülich), oder Unter-

nehmerin von Wohnungsbauten für Beamte und Arbeiter, oder endlich Verkehrs-

unternehmerin (für Stadt- und Strafsenbahnen, Häfen, Brücken und Fähren).

Privatperfonen als Landeigenthümer und Bau-Gefchäftstreibende find die eigent-

lichen Stadterweiterungs—Unternehmer, fei es im Kleinen durch Verwerthung einzelner

Grundf’tücke, fei es im Grofsen durch Auslegung und Ausnutzung ganzer Strafsen-

bezirke. Im letzteren Falle kann die Privatwirthfchaft auch an der Aufftellung des

Stadtbauplanes und an der Ausführung des Strafsenbaues einen mafsgebenden An-

theil nehmen. Der Hauptantheil der Privaten am Städtebau bezieht fich aber natur—

gemäfs auf die Errichtung von Wohnhäufern.

Ungefähr 37 Procent der Bewohner des deutfchen Reiches wohnen in Städten,

und diefer Procentfatz fit in anfcheinend dauerndem Steigen begriffen. Schon

hieraus und aus dem gefetzlichen Auffichtsrechte über die Mafsnahmen der Stadt-

gemeinden folgt das lebhafte Intereffe, welches der Staat den Fragen des Städte—

baues entgegenzubringen hat. Seine Gefetzgebung hat die Rechtsgrundfätze und

Rechtsformen fef’c zu fetzen, nach welchen die Aufitellung und Ausführung des

Stadtbauplanes fich vollzieht“.

In manchen Ländern wird noch die Feftftellung der Baufluchtlinien als eine

Angelegenheit des Staates, insbefondere der itaatlichen Polizei, betrachtet, oder es

fehlen gefetzliche Beftimmungen über die Auff’cellung von Ortsbauplänen gänzlich.

In Frankreich 'und namentlich in Preufsen (durch Gefetz vom 2. Juli 1875, fiehe An-

hang) find Gemeindevorftand und Gemeindevertretung als die Träger diefer Aufgabe

anerkannt. Der Polizei-Behörde ift indefs das Recht der Anregung und des Ein-

fpruches gewahrt rnit der Mafsgabe, dafs die Anregung zu befolgen und der Ein-

fpruch zu beachten if’t, in fo fern nicht die höhere flaatliche oder Selbf’cverwaltungs-

behörde in anderem Sinne entfcheidet. Auch anderen Behörden, falls fie nach der

Ortslage am Bebauungsplane intereffirt find, ifl: Gelegenheit zur Aeufserung zu

geben, fo der Feftungsbehörde, der Eifenbahnbehörde, der Verwaltung von Staats-

und Provinzialltrafsen. Unter Umftänden aber wird durch die gleich berechtigte

Betheiligung mehrerer Behörden, welche ihre Intereffen gegen einander geltend

machen, die Planfeitftellung jahre lang verzögert, ohne dafs das planlofe Vorfchreiten

des Anbaues in der Zwifchenzeit verhindert werden kann. Gemifchte Cornmiffionen

(wie in Strafsburg) oder die Einfetzung einer befonderen Centralbehörde (wie in

06) Die nur ausnahmsweife berechtigten Fälle, wo die örtliche Bau- und Straßenbau-Polizei nicht von der Gemeinde,

fondern vom Staate ausgeübt wird, find hier übergangen werden.
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Wien und London) haben in folchen Fällen fich bewährt. Iit das Einvernehmen
der betheiligten Gemeinde- und Staatsbehörden hergef’tellt, fo wird der Plan zur—

Kenntnifsnahme der Grundbefitzer öffentlich ausgelegt; etwaige Einwendungen der-

felben find von den oberen Selbftverwaltungsbehörden, gegebenenfalles vom zu-

ftändigen Minif’terium zu entfcheiden. Dann erf’c kann der Plan vom Gemeinde-
vori’cande rechtsverbindlich feft geficth werden.

Die fiaatliche Gefetzgebung hat ferner die Fragen der Befchränkung des

Bauens behufs Sicherung des fett geftellten Flames (fiehe das folgende Kapitel), die

Vorbedingungen und das Verfahren der Enteignung (fiehe Kap. 3), fo wie der Zu-

fammenlegung und Grenzregelung (fiehe Kap. 4), ferner die Grundfätze für die Auf-

bringung der Strafsenanlage- und Unterhaltungskoften (fiehe Kap. 5), endlich die

allgemeinen Grundlagen der Bauordnung (liebe Kap. 7) fett zu fetzen.

Als Landes-Polizei tritt die Staatsgewalt zum Schutze des Städtebaues bei

Durchfchneidung des Bebauungsplanes durch Eifenbahnen, Schifffahrts-Canäle und

ähnliche Veranf’caltungen ein; auch liegt ihr der Schutz der öffentlichen Gewäffer,

der Deiche und der Landesvertheidigungs-Einrichtungen ob. Zahlreich find die

durch itaatliche Verwaltungsgerichte oder ordentliche Gerichte zu entfcheidenden

Rechtsfragen, welche namentlich aus der Baubefchränkung, der Enteignung und der
Bauordnung entfpringen.

Sache des Staates if’c es aber auch, für eine zweckentfprechende Abgrenzung

und Erweiterung der Gemeindebezirke zu forgen, fobald die überkommenen Grenzen

den neuen, zur Sicherung eines guten Stadtbauplanes nöthigen Anforderungen nicht

mehr entfprechen. Die Ausdehnung mancher Städte ii“: gehemmt oder entwickelt

fich in einer ungeregelten, den öffentlichen Intereffen nachtheiligen Weife, weil die

, politifchen Grenzen der Gemeinde nicht denjenigen der baulichen Zweckmäfsigkeit
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entfprechen. Aufserhalb des Stadtbezirkes bilden fich z. B. neue Vororte, die wegen

ihrer Mittellofigkeit genügende öffentliche Einrichtungen nicht zu treffen vermögen,

denen gefundes Waffér und geregelte Entwäfferung fehlt, deren Ortsbauplan‘zu

demjenigen der Mutteritadt nur geringe Beziehungen hat. Nachtheiliger wird es

noch, wenn mehrere Vororte fich allmählig fiädtifch ausbilden, ohne auf einander

und auf einen geeigneten Erweiterungsplan der Hauptftadt gebührende Rückficht

zu nehmen, weil dazu weder der Beruf, noch die Einficht‚ noch die Geldmittel

der einzelnen Vorortgemeinden ausreichen. Eine einheitliche, zweckmäfsige Ordnung

der Verkehrsanl’calten (Strafsenbahnen u. f. w.) oder die durchgreifende Einführung

allgemeiner Gefundheitsmafsregeln ift noch weniger zu erzielen. Dazu kommt, dafs

die Städte, fobald das bebaute Weichbild fich zu fehr den Gemeindegrenzen nähert,
nicht mehr den erforderlichen Raum für ihre gemeindlichen Anitalten finden, dafs

fie alfo genöthigt find, ihre Schlachthöfe, Beleuchtungswerke, Parkanlagen, Fried-

höfe aufserhalb der Grenze unterzubringen, was allerlei Unzuträglichkeiten im Ge-
folge hat.

Wefentlich aus diefen Gründen, fo wie aus anderen wirthfchaftlichen Rück-

fichten haben mehrere gröfsere Städte in den jüngi‘cen jahren unter dem Beif’cande

der Staatsgewalt ihre Vororte ganz oder theilweife »eingemeindet«, fo Magdeburg,

Altona, Leipzig, Köln, Trier. Gewöhnlich find es Steuer— und Vermögensrückfichten,

auch wohl parteipolitifche Erwägungen und die Eiferfuchtsgefühle der Selbf’cändigkeit,

welche die Eingemeindung erfchweren. Die Stadt Köln, welche gegenwärtig über

die Geftaltung ihrer Umgebung felbf’c bef’cimmt, hat dies wefentlich der kräftigen
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Anregung der Staatsregierung zu danken, welche die feitherige Zerlegung des

ftädtifchen Bezirkes in 8 Gemeinden als fehlerhaft erkannte und allen betheiligten

Gemeindevertretungen den wirkfarnen Rath ertheilte, fich durch friedliche Verträge

zu einer grofsen Stadtgemeinde zu vereinigen; leider liegen draufsen immer noch

zwei bedeutende Vorftädte, deren Einverleibung unterlaffen wurde.

Auch Berlin hat mehrere Vororte in fich aufgenommen, ilt aber mit diefem

Werke noch keineswegs zu Ende. Paris und Antwerpen haben innerhalb ihrer

Feftungswerke alle Ortstheile fich einverleibt. Andere Städte, wie Zürich, Brüffel,

Wien, London, beftehen immer noch aus einer hinderlichen Vielheit von Gemeinden.

Die Unbeholfenheit und Unfähigkeit diefer Vielheit auf manchen Gebieten (befonders

hinfichtlich der Verkehrsanf’talten, der gefu'ndheitlichen Anlagen und der Stadt-

erweiterungspläne) würde von noch fchlimmeren Folgen fein, wenn nicht die Central-

gewalt des Staates mitunter eingriffe, fo in Brüffel, wo der König felbft für den

erweiterten Gefammti’tadtplan forgt, und in London, wo ganze Zweige der öffent-

lichen Verwaltung an einheitliche Staatsbehörden übertragen find.

Dies führt uns zu einer weiteren wichtigen Aufgabe des Staates, welche in

der Aufficht über die Gemeindeverwaltungen befteht, nicht nach Willkür oder als

Vormund, fondern nach der Ordnung der Gefetze. Diefe itaatliche Aufficht if’r eine

nothwendige und bei veritändiger Handhabung eine befonders für Stadterweiterungen

höchPc wohlthätige Einrichtung. Sie vermag die Trägheit mancher Gemeinden aufzu-

rütteln; fie kann unterf‘tützen, wenn Zwift oder Privatintereffen die Thätigkeit der Ge-

meinden lähmen; fie kann Auswüchfe des Gemeindelebens befchneiden und eine zweck-

mäfsige Durchführung gefetzlicher Mafsregeln fichern. Aber zwei Klippen hat die

Staatsaufficht zu vermeiden, nämlich den Verfuch, fich felbft fchaffend an die Stelle

der Gemeinde zu fetzen, weil fie dazu aufser Stande ift, und die Gefahr, durch Zu-

vielregieren ein Hemmfchuh zu werden.

Für die mit der Erweiterung der Stadt nöthig werdenden öffentlichen Staats-

gebäude (Verwaltungs- und. Gerichtsgebäude, Gefängniffe, Bahnhöfe, Cafernen,

höhere Schulen u. f. w.) follte der Staat frühzeitig die geeigneten Bauplätze be-

fchaffen, um nicht fpäter zur Zahlung hoher Preife oder zur Wahl untergeordneter

und mangelhaft geeigneter Plätze genöthigt zu fein. Als Verkehrsunternehmer hat der

Staat den Verhältniffen und Bedürfniffen der wachfenden Stadt aufmerkfam zu folgen

und zeitig Rechnung zu tragen. Unthätigkeit auf diefem Gebiete rächt fich fehr, und

Unterlaffungen laffen fich fchwer nachholen. Die gewaltigen Umbauten, welche die

Gegenwart in fait allen gröfseren Städten an Bahnhöfen und Bahnf’crecken vornimmt,

zeigen die grofse Wichtigkeit diefer an manchen Orten fchon zu lange aufgefchobenen

Aufgabe. -

Tritt der Staat in der Eigenfchaft als Landeigenthümer felbf’t als Stadt-

erweiterungsUnternehmer auf, fo begiebt er fich in die Gefahr des Conflictes der

Pflichten. Als Auffichtsbehörde über der Gemeinde, als Unternehmer unter der

Gemeindeverwaltung fi:ehend‚ if’t, felbfi: bei einer vorfichtigen Theilung der Zu-

Ptändigkeit, der fachgemäfse Ausgleich der Intereffen fchwierig. Der fchlimmf’te

Eigennutz if’c bekanntlich der fiscalifche. Der Staat follte fich defshalb von diefem

Unternehmungsgebiete möglichft fern halten, fich dagegen mehr als bisher der flaat-

lichen Errichtung von Wohnungen für [eine Beamten und Arbeiter zuwenden. Nicht

»Dienftwohnungem find hier gemeint, fondern gewöhnliche Miethwohnungen. Wir

' loben und empfehlen, ja wir erwarten es fait von einem wohlwollend gefinnten Grofs-

Handbuch der Architektur. IV. 9. ' 18
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gewerbetreibenden, dafs er fich um die Wohnungsverhältniffe feiner Arbeiter durch
Errichtung geeigneter Häufer bekümmere, in welchen wenigftens ein Theil der von

ihm Abhängigen auf Wunfch gegen mäßige Verzinfung feines Kapitals menfchen—

würdige, preiswerthe Wohnungen findet. Hi; es zu viel verlangt, dafs auch die

Stadtgemeinde für ihre Hunderte von Arbeitern und kleinen Beamten, und dafs

befonders der Staat für die Taufende und aber Taufende der von ihm unmittelbar

Abhängigen in ähnlicher Weife forge? Manche Bergwerks- und Eifenbahnverwaltung

hat zwar fchon einen löblichen Anfang gemacht; aber es iPc eben nicht mehr, wie

ein Anfang.. Sehr viel mehr könnten namentlich die Eifenbahnbehörden thun.

Wollte der preufsifche Minifter der öffentlichen Arbeiten, der weitaus bedeutendf’te

Arbeitsgeber des Reiches, fich diefer Frage recht thatkräftig annehmen, fo würde

ein beträchtliches Stück der Wohnungsfrage der ärmeren Bevölkerungs-Claffen
feiner Löfung entgegengeführt werden.

Als erfie Aufgabe der Gemeindeverwaltung bezeichneten wir oben den Erlafs

ortsf’catutarifcher und ortspolizeilicher Beftimmungen. Gegenftand der Ortsftatuten

Gefetzgebefin‚ if’t die örtliche Ausbildung der Beitirnrnungen über Baubefchränkung, Grenzreguli-
Polizei-Obrigkeit
und Woh‚fahrts_rung, Zufarnrnenlegung der Baugrundflücke und Aufbringung der Strafsenkof’cen

behörde.
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nach Mafsgabe der landesgefetzlichen Grundlagen, ferner über die Benutzung der

Gemeindeanf’talten und des Gemeindeeigenthumes (Sielnetz, Wafferverforgung, Be-

leuchtung, Strafsenreinigung und Abfuhr, Bauzäune, Erker und Balcons u. f. w.;

vergl. Kap. 7 diefes Abfchnittes). Die ortspolizeiliche Regelung erftreckt fich auf

diefelben Gegenf’cände, fo wie auf den Strafsenverkehr und befonders auf die eigent-

liche Bauordnung (fiehe Kap. 8). Die Thätigkeit der Gemeinde zur Auffiellung

und Feflf’cellung der Strafsen— und Baufluchtlinien wurde fchon oben erläutert. Auch

die Ausführung der Strafsenbauten mit ihrem ganzen Zubehör liegt in der Regel
am befien in der Hand der Gemeindeorgane, weil hierdurch eine fachgemäfsere

Bauweife gefichert if’c, als bei Ueberlaffung diefer Thätigkeit an intereffirte Grund-

befitzer. Es wäre allerdings ein Fehler, hier die unter ‚behördlicher Aufficht flehende

Privatthätigkeit überhaupt ausfchliefsen zu wollen; unter Umf’tänden ift fogar die

Arbeit einer grofsen Erwerbsgenoffenfchaft, geleitet von einfichtigen Technikern,

der mitunter zerfahrenen und umftändlichen Communalthätigkeit vorzuziehen.

Behufs Erzielung einer zweckmäfsigen Gefialtung der Baugrundftücke fell

die Gemeinde fich nicht blofs auf fiatutarifche Vorfchriften befchränken; fie foll

felbft die Grenzausgleiche, die Umlegungen und Zufammenlegungen fördern und

leiten; fie [011 im Fortfchreiten des Strafsenausbaues die öffentliche Ordnung und

den öffentlichen Verkehr wahren. Sie if“: die berufene Befchützerin der öffentlichen

Gefundheit hinfichtlich der Trinkwafferbefchaffung, der Befeitigung der Hausabfälle,

der Entwäfferung, des Auffüllungsmaterials für Strafsen und Plätze, der Reinhaltung

öffentlicher Wafferläufe, der Anpflanzungen und der Verhinderung allzu dichter

Bebauung. ‘

' Die Nothwendigkeit der frühzeitigen Befchaffung geeigneter Bauftellen für die

erforderlichen öffentlichen Gebäude gilt für die Gemeinde wie für den Staat, und

zwar auch bezüglich folcher BauWerke, deren Bauplätze nicht bei der Planauf-

fiellung aus architektonifchen oder wirthfchaftlichen Rückfichten bereits von vorn-

herein in den Baulinien vorgefehen find. Je früher die Gemeinde fich zur wirk-
lichen Ausführung der geplanten öffentlichen Gartenanlagen, der Schmuckplätze
und, der in A'usficht genommenen Gemeindebauten entfchliefst, defto wirkfamer und

.
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wohlthuender beeinflufft fie den geregelten Fortfchritt und die freundliche Geftaltung

neuer Stadttheile. ‘
Als Selbf’cunternehmerin einer‘Stadterweiterung endlich erfüllt die Gemeinde 4°{-

einen wefentlichen Theil ihres Berufes. Indem fie eigenes oder angekauftes fiscalifches 32212?

oder privates Gelände mit einem zweckmäfsigen, gefundheitlich und künftlerifch °lweitemngf'

durchdachten Bebauungsplane überzieht, die Strafsen und Plätze und Pflanzungen Unternehmmm

felbft herftellt, die Baugründe felbf’c zerlegt und mit beftimmten Bauvorfchriften

verkauft, ift fie in der Lage, Einheitliches und Grofsartiges zu fchaffen und zugleich

auf die Bebauung der Privatgelände vorbildlich einzuwirken, die Speculation ein-

zufchränken und die Wohhungspreife zu ermäfsigen.

Sie kann ferner die Bebauung begünitigen durch erleichterte Bedingungen

für die Bezahlung des Baulandes, durch frühzeitige Schaffung öffentlicher Verkehrs-

mittel und öffentlicher Gebäude und -Gartenanlagen, ferner durch Gewährung von

Steuererleichterurigen oder Abgabenfreiheit für einen gewiffen, dem Neubau folgenden

Zeitraum, fo wie durch Unterf’rützung von kirchlichen oder gemeinnützigen Bau-

abfichten. '

Erfolgreicher noch kann die Gemeinde zur Löfung der Wohnungsfrage bei- Ge::;;de

tragen, wenn auch fie, für ihre Beamten und fländigen Arbeiter Wohnungen er- als

richtet und diefelben auf Wunfch gegen mäfsige Verzinfung miethweife abgiebt, wie Arbeitgeberifl

dies oben bereits für den Staat ‚als “Arbeitgeber empfohlen wurde; die Stadt Z:i,Z;ÄÜÄZZ

Frankfurt a. M. giebt auf diefem Gebiete ein hoffentlich fruchtbringendes Beifpiel.

Und wie der Staat Verkehrsunternehrner im Grofsen geworden iPc, fo kann die

Gemeinde zum allgemeinen Nutzen in ihren Grenzen Verkehrsanf’calten anlegen und

betreiben. Städtifche Häfen, Brücken und Fähren find keine Seltenheit. Stadt-

bahnen in communalem Betriebe giebt es noch nicht; wohl aber if“: wieder Frank-

furt a. M. mit der »Verfiadtlichung« von Strafsenbahnen pfadweifend vorgegangen.

Wer die grofsen Schwierigkeiten kennt, welche in Folge der Ueberlaffung öffent-

licher Strafsentheile an private Erwerbsgefellfchaften zwifchen diefen Gefellfchaften

und den Gemeinden faf’t regelmäfsig'fich einftellen, und zwar zum Schaden der

Bürger, der wird vielleicht mit dem Verfaffer der Meinung fein, dafs, wenn auch

von einer allgemeinen Veritadtlichung des Strafenbahnwefens nicht die Rede fein

kann, doch zahlreiche Städte beim Ablauf der gegenwärtigen Conceffionen oder

bei Schaffung neuer Linien die Frage der eigenen Uebernahme des Betriebes fich

prüfend vorzulegen haben. In Berlin ii’c zwar vorläufig diefe Frage zu Gunf’ten

einer Conceffions-Verlängerung beantwortet worden. If’c doch auf anderen Ge-

bieten, beifpielsweife bei der Feuerwehr, bei der Gas- und Wafferverforgung, bei

der Abfuhr und Strafsenreinigung, bei Schlacht- und Viehhöfen, Bade-Anftalten (für

Erfrifchungs- und für Heilbäder), bei Krankenhäufern, bei Kunft- und Alterthums-

fammlungen u. f. w. der Gemeindebetrieb fo unbeanftandet durchgeführt, dafs der-

felbe fait für felbltverftändlich gehalten wird.

Aber was bleibt, wenn die Gemeindethätigkeit eine folche Ausdehnung gewinnt, 4p3.

der Privatwirthfchaft übrig, in welcher doch Gemeinde, Provinz und Staat die Wurzelnwirthääzfif;eben

ihrer Kraft finden? Diefe Frage erfcheint allerdings nicht unberechtigt Angefichts den öffentlichen

der Vermehrung der durch Staats-, Provinzial- und Gemeindebehörden geführten ein;ää';éß

Betriebe. Andererfeits aber hat auch die Erwerbs- und Gewerbethätigkeit der Privat-

perfonen in den letzten Jahrzehnten an Vielgei’taltigkeit und Lebhaftigkeit gewaltig

zugenommen, und bezüglich der vorhin befprochenen Verkehrsanftalten Pteht der 
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Verfaffer keineswegs auf dem Standpunkte, die Privatwirthfchaft grundfätzlich aus-
fchliefsen zu wollen. Der Betrieb von Vollbahnen, Stadtbahnen und Strafsenbahnen
wird hoffentlich trotz des Mitbewerbs von Staat und Gemeinde tüchtigen Gefell-
fchaften ftets zugänglich fein; und den letzteren dürfte jedenfalls vorwiegend der
Betrieb der ländlichen Nebenbahnen zweiter und dritter Ordnung zuf‘cehen, eine
fegensreiche Verkehrsart, welche bekanntlich in Deutfchland und Frankreich gegen-
über anderen Ländern, wie Holland, Belgien und Italien, noch recht wenig aus-
gebildet if’c. '

Auf dem Gebiete des eigentlichen Städtebaues find der Privatwirthfchaft
weite Gebiete erfchloffen. Der An- und Verkauf von Baugründen if’c leider zum
Gewerbe geworden, und zwar zu einem fchwunghaften und gewinnreichen in
den fchnell wachfenden Städten. Das Wort »leider« ift eingefchoben, weil ge-
rade die meif’t unthätig erfeffenen oder mühelos erworbenen Speculationsgewinne
die Preife der Grundftücke zuweilen fait mafslos fteigern, die immer dichtere
Bebauung herbeiführen, die Miethen erhöhen und die Prädtifche Wohnungsfrage
verfchärfen.

Um eine eigentliche Stadterweiterungsthätigkeit zu entwickeln, bedarf es des
Befitzes nicht blofs einzelner Grundf’rücke, fondern einer zufammenhängenden Land-
fläche Von folch'er Gröfse, dafs wenigf’cens eine Strafse oder eine Strafsenf’crecke
zwifchen zwei Kreuzungen zum Gegenftande der Unternehmung gemacht werden
kann. Der Befitzer einer folchen Fläche oder, bei zertheiltem Befitze, die Gemein-
fchaft der Befitzer kann die Strafse >>eröffnen«‚ d. h. das Strafsenland nach dem
öffentlich fett gefiellten' Stadtbauplane frei legen und der Gemeinde übereignen und
auf Grund eines mit der Gemeinde abzufchliefsenden Vertrages den Strafsenbau ent-
weder den Ortsregeln entfprechend _fe1bft ausführen oder durch die Gemeinde gegen
Zahlung ausführen laffen.

IP: der zufammenhängende Befitz von. gröfserer Ausdehnung, fo kann der
Eigenthümer unter Beobachtung der von der Gemeinde beftimmten Hauptlinien
die Untertheilung des Strafsennetzes felbit entwerfen und, nachdem der Plan von
der Gemeinde und den fonf’t zuf‘cändigen Behörden geprüft und fett gefiellt ift, die
Strafsen felbf’c ausführen.

In beiden Fällen wird es im Intereffe fowohl des Unternehmers, als der
' Allgemeinheit liegen, dafs die neuen Strafsen, fobald fie dem öffentlichen Ver-
kehre in erheblichem Mafse dienen und insbefondere mit einer beträchtlichen
Zahl von Häufern bebaut find, von der Gemeinde »übernommen« werden,
d. h. in das Eigenthum und die Unterhaltungspfiichten der Gemeinde über-
gehen. .

Es handelt fich alfo hierbei um öffentliche Strafsen, welche von Privaten aus-
geführt und zum Theile auch entworfen werden, allerdings unter Mitwirkung der
Gemeinde, welche die Planfef’cf’cellung nicht aus der Hand geben kann und die
Herflellung der Wafferverforgungs- und Siel-Anlagen ebenfalls nur ausnahmsweife
Anderen überlaffen wird. (Vergl. das Ortsfizatut über die Bebauung von Köln im
Anhang diefes Halbbandes.) -

Anders liegen die Verhältniffe bei folcheh Strafsen, welche von Privaten ge-
plant und hergeftellt werden und nicht zur Uebernahme Seitens der Gemeinde be-
ftimmt find. Dies find nicht mehr öffentliche, fondern Privatftrafsen, welche von
den Befitzern dauernd zu unterhalten find, übrigens auch abgefchloffen und ver-
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äufsert werden können. Das preufsifche Fluchtlinien-Gefetz enthält über folche

Anlagen nichts; auch andere Gefetzgebungen regeln diefen Gegenftand Wenig.

Die gewöhnlichen, für den allgemeinen Verkehr nöthigen Glieder des Straßen-

netzes find zur Behandlung als Privatl‘crafsen ungeeignet; zweckmäfsig find aber“

die letzteren zur Auftheilung fehr geräumiger Baublöcke, zur Erfchliefsung

grofser, im Inneren von Blöcken liegenden Grundftücke oder zur ftärkeren Aus-

nutzung werthvoller Grundflächen im Inneren der Altftadt. Paris und London

find reich an folchen Privatanlagen, Cz'le’s, bmx, Terraces, Buz'ldz'ngs genannt

(vergl. Fig. 81 bis 84, S. 62; Fig. 302 u. 303, S, _133); namentlich aber ge-

hören hierher die >>Paffagen« (Fig. 85 bis 89, S. 63 bis 65) und viele fog.

»Höfe«, d. h. Strafsenfiächen, welche in das Innere von Grundltücken fich hinein

erfirecken und dort mit felbl‘cändigen Wohngebäuden befetzt werden. Diefe Höfe

find eine für die Gefundheit und Sicherheit verwerfliche Einrichtung; die Ent-

ftehung neuer follte defshalb von Gemeinde und Polizei nach Möglichkeit ver—

hindert werden.

Aufserdem giebt es, befonders in unentwickelten oder mangelhaft ver-

walteten Städten, oft noch eine Reihe fog. »Privatflrafsem, welche mehr oder

weniger willkürlich durch ungeregelten Anbau ohne Zuthun der Gemeinde Oder

unter Duldung der Gemeinde, jedoch ohne regelrechten Strafsenbau, entftanden

find. Solche Anlagen, um ‘welche fich Niemand recht kümmert oder die nur

gelegentlich auf polizeilichen Befehl vorn Eigenthümer unterhalten werden, find

vielfach ein öffentliches Aergernifs. In gut verwalteten Städten follten fie nicht

vorkommen. Die .Uebernahme derfelben in die Hand der Gemeinde ift fchliefs-

lich unvermeidlich.

Der Antheil, den die Privatwirthfchaft am Städtebau durch Errichtung von

Wohn- und Gefchäftshäui'ern, fo wie von gewerblichen Anflalten nimmt, entfpricht

naturgemäß der bedeutendlten und berufenfizen Thätigkeit der Privatperfonen. Es

handelt fich dabei fowohl um den Bau von Wohn- und Gefchäftshäufern zum

eigenen Bewohnen und von gewerblichen Anlagen zum eigenen Betriebe, als um

die Errichtung von Gebäuden auf den Verkauf und die Vermiethung. Die letztere

Art des Bauens wird durch Kapitaliften bezüglich einzelner Gebäude oder durch

Gefellfchaften und Genoffenfchaften hinfichtlich ganzer Gruppen oder Stadttheile aus-

geübt. Markt und Preife richten fich darnach, ob die Bauthätigkeit dem Bedürfnifs

entfpricht, ob fie demfelben folgt oder ihm voraneilt. Bezüglich der Wohnungen

für die unteren Bevölkerungs-Claffen folgt gemeiniglich die Bauthätigkeit dem Be-

dürfnifs langfam nach, was eine beitändige Art von Wohnungsnoth der genannten

Claffen zur Folge hat. Der Grund diefer Erfcheinung liegt in der fchwierigen

Verkäuflichkeit und der unangenehmen Verwaltung derartiger Wohngebäude. Das

oft empfohlene, aber bei Weitem nicht ausreichend gehandhabte Mittel zur _Abhilfe

befteht in dem Eintreten gemeinnütziger Gefellfchaften zur Errichtung von Arbeiter-

wohnungen (fiehe Art. 42 bis 54, S. 25 bis 31) und in der oben befprochenen Thätig-

keit der Gemeinden und des Staates. Allerdings fparen die Arbeiterfamilien am be-

reitelten in der Wohnungsmiethe und nehmen defshalb vielfach mit Räumen fürlieb,

welche die Eigenfchaften menfchenwürdiger Wohngelaffe nicht befitzen. So ziehen

herzlofe Hauseigenthümer nicht felten aus ihren fchlechten Gebäuden zwar für

die einzelnen Gelaffe niedrige Miethen, aber im Ganzen hohe Zinserträge, die Er-

richtung ordentlicher Wohnungen erfchwerend und die Thätigkeit gemeinnütziger
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Gefellfchaften lähmend. Hoffentlich wird das von .Mz'quel angeregte Reichs-
gefetz über den Schutz des gefunden Wohnens zu Stande kommen und Wandel
fchaffen 67).

2. K a p i t e l.

Die Befchränkung der Baufreiheit.

};°7« Es mag dahin gefiellt bleiben, ob das Baurecht ein natürlicher Ausflufs des
'befchräiä;nge„Eigenthumsrechtes if‘t, wie die Einen fagen, oder ob das Anbaurecht dem Eigen-

B “Hi thümer des Bodens erf’c verliehen werden mufs, wie die Andern lehren —— für denauver ote.

planmäfsigen Vollzug einer Stadterweiterung, für den Städtebau, ift die Be-
fchränkung des Baurechtes als eine unbedingte Nothwendigkeit gefetzgeberifch feft
zu ftellen. Eine volle Baufreiheit befteht in den Culturf’taaten überhaupt nicht;
gewiffen Befchränk‘ungen in der Bebauungsart feines eigenen Grundftückes iPc jeder—
mann durch Baupolizei-Vorfchriften unterworfen; man hält dies allgemein für felbft-
verftändlich. Für den Vollzug des Städtebaues ift es aber nöthig,‘nicht blofs
hinfichtlich des >>wie« die Bebauung eines Grundllückes zu befchränken, fondern
auch die Fragen, »ob« und »Wann« ein Grund1’tück bebaut werden darf, zu regeln.

Durch Gefetzgebung find von der Bebauung ausgefchloffen oder in der Be-
bauung wefentlich befchränkt die im erfien, zweiten und dritten Fefiungs-Rayon
liegenden Grundf’cücke; hier hat der Militär—Fiscus bei Neuanlage von Fef’tungs—
werken, welche diefe Befchränkungen im Gefolge hat, den Eigenthümern eine billige
Entfchädigung zu gewähren. Gefetzgeberifch geordnet oder zu ordnen find die
nothwendigen Befchränkungen des Bauens im Ueberfchwemmungsgebiete der Flüffe,
da es offenbar im allgemeinen Intereffe unzuläffig if’c, Bauten zu errichten, welche den
Hochwafferabfiufs in nachtheiliger Weife verhindern. Die gleiche Nothwendigkeit
liegt für die Freihaltung der durch den gefetzlich fef’c geltellten Stadtbauplan zu
Strafsen und freien Plätzen bei‘cimmten Flächen vor, einfchliefslich der zu etwaigen
Vorgärten bef’cimmten Grundflächen.

In diefer Beziehung lautet die Stadterweiterungs-Thefe des >>Verbandes deut-
fcher Architekten- und Ingenieur-Vereine« (fiehe Anhang): »Die Eigenthumsverhält-
niffe, welche mit Fei’cfetzung eines Stadterweiterungsplanes fich bilden, fo wie die
Verpflichtungen der Anftöfser einerfeits und der Gemeinde andererfeits bedürfen
der gefetzlichen Regelung. Auf Flächen, welche zu künftigen Strafsen und Plätzen
beftimmt find, darf nach gefetzlicher Fef’tf’tellung des Flames nicht mehr oder nur
gegen Revers gebaut werden. Dem Eigenthümer gebührt wegen diefer Befchränkung
keine Entfchädigung, dagegen das Recht, zu verlangen, dafs Grundl‘cücke in künftigen
Plätzen angekauft werden, fobald die umliegenden Strafsen hergel’rellt find. Für
Zugänglichkeit und Entwäfferung von vereinzelten Neubauten mufs zunächf’c durch
die Eigenthümer geforgt werden. “Doch follte die Gemeinde fich allgemein zur
vollf’rändigen Herftellung und Unterhaltung einer neuenStrafse verbindlich machen,

67) Siehe auch:

BAUMEISTER, a. a. O., Kap. 4.

Ueber Städteerweiterung, insbefondere in hygienifcher Beziehung. Deutfche Viert. f. off. Gefundheitspfl.
1886, s. 9. ‘

Maafsregeln zur Erreichung gefunden Wohnens. Deutfohe Viert. f. öff. Gefundheitspfl. 1889, S. 9; 1890, S. 23.


